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Ausbildungsunterlagen Themen des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes sowie des Brandschutzes aufgenommen 
werden. Sie haben festzulegen, in welchen Fachrichtun­
gen an Universitäten, Hoch- und Fachschulen ein prü­
fungspflichtiges Lehrfach Gesundheits- und Arbeits­
schutz und Brandschutz einzuführen ist.

(2) Der Minister für Volksbildung und der Staats­
sekretär für das Hoch- und Fachschulwesen haben zu 
gewährleisten, daß bei der Festlegung der Berufs­
bilder und Ausbildungsunterlagen die berufsbedingten 
Anforderungen an die Werktätigen auf dem Gebiete 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie des Brand­
schutzes berücksichtigt werden.

§ 5

Der Vorsitzende der Staatlichen Plankommission ist 
auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes für die Klärung 
von Grundsatzfragen sowie für die Koordinierung der 
Aufgaben der Leiter der zentralen Organe verantwort­
lich. Dazu hat er insbesondere

a) die Leiter der zentralen Organe des Staatsappa­
rates auf die Schwerpunkte des Arbeitsschutzes 
zu orientieren sowie bei der Ausarbeitung und 
Einhaltung der Arbeitsschutzanordnungen anzu­
leiten,

b) Grundsätze für die Ermittlung und Beseitigung 
bzw. Minderung von Arbeitserschwernissen im 
Einvernehmen mit dem Minister für Gesundheits­
wesen herauszugeben,

c) Grundsätze für die Berufsausbildung und Qualifi­
zierung der Werktätigen auf dem Gebiet des 
Arbeitsschutzes herauszugeben und

d) den Forschungsrat der Deutschen Demokratischen 
Republik bei der Koordinierung der Forschungs­
und Entwicklungsarbeit auf dem Gebiet des 
Arbeitsschutzes zu unterstützen und die For­
schungsthemen des Instituts für Arbeitsökonomik 
und Arbeitsschutzforschung zu bestätigen.

§ 6

(1) Die Leiter der zentralen Organe des Staatsappa­
rates sind verpflichtet, im Einvernehmen mit dem Vor­
sitzenden der Staatlichen Plankommission, dem Minister 
für Gesundheitswesen und dem Zentralvorstand der 
zuständigen Industriegewerkschaft oder Gewerkschaft 
die für ihren Bereich erforderlichen Arbeitsschutz­
anordnungen zu erlassen.

(2) Arbeitsschutzanordnungen, die für die Bereiche 
aller oder mehrerer zentraler Organe des Staatsappa­
rates gelten, hat das Komitee für Arbeit und Löhne 
gemeinsam mit den Leitern der betreffenden Bereiche 
auszuarbeiten. Sie sind im Einvernehmen mit dem 
Minister für Gesundheitswesen und dem Bundesvor­
stand des Freien Deutschen Gewerkschaftbundes vom 
Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission zu er­
lassen.

(3) Arbeitsschutzanordnungen gemäß Absätzen 1 und 
2, in denen gleichzeitig Fragen des Brandschutzes ge­
regelt werden, sind als Arbeitsschutz- und Brandschutz­
anordnungen zu erlassen. Sie bedürfen außerdem des 
Einvernehmens mit dem Minister des Innern.

(4) Arbeitsschutzanordnungen, die freigabe- bzw. über­
wachungspflichtige Betriebsanlagen bzw. -einrichtungen 
(einschließlich Maschinen, Werkzeuge, Apparate und 
Geräte), Roh- bzw. Hilfsstoffe oder Arbeitsverfahren 
betreffen, hat der Vorsitzende des Volkswirtschafts­
rates im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden der 
Staatlichen Plankommission, den Leitern der zustän­
digen zentralen Organe des Staatsapparates, dem Mini­
ster für Gesundheitswesen und dem Bundesvorstand 
des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes zu erlassen.

(5) Arbeitsschutzanordnungen, die für die Bereiche 
eines oder mehrerer zentraler Organe des Staatsappa­
rates erlassen sind, gelten auch für Betriebe anderer 
Bereiche mit gleichen oder ähnlichen Arbeitsprozessen, 
soweit keine entsprechenden Arbeitsschutzanordnungen 
vorhanden sind. Näheres hierzu hat der Betriebsleiter 
in Arbeitsschutzinstruktionen festzulegen.

§ 7

(1) In Ausnahmefällen können aus zwingenden Grün­
den befristete Sonderregelungen zugelassen werden. 
Die Voraussetzungen und das Verfahren hierfür sind 
in Arbeitsschutzanordnungen festzulegen. Soweit darin 
nichts bestimmt ist, gelten die Absätze 2 bis 4.

(2) Bei Arbeitsschutzanordnungen gemäß § 6 Ab­
sätzen 1 und 2 werden Sonderregelungen auf Antrag 
des Betriebsleiters im Einvernehmen mit den Leitern 
der für den Betrieb zuständigen Hygieneinspektion 
und Arbeitsschutzinspektion vom Leiter des übergeord­
neten Organs getroffen. Sonderregelungen, deren Be­
deutung über den Verantwortungsbereich des Leiters 
des übergeordneten Organs hinausgeht, werden auf 
dessen Antrag von dem für den Erlaß der Arbeits­
schutzanordnung zuständigen Leiter im Einvernehmen 
mit dem Minister für Gesundheitswesen und dem Zen­
tralvorstand der zuständigen Industriegewerkschaft 
oder Gewerkschaft bzw. mit dem Bundesvorstand des 
Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes getroffen.

(3) Werden Belange des Brandschutzes berührt, be­
darf der Erlaß von Sonderregelungen außerdem der 
schriftlichen Zustimmung der für den Betrieb zu­
ständigen Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei* 
Abteilung Feuerwehr bzw. in Fällen des Abs. 2 Satz 2 
des Ministeriums des Innern.

(4) Bei Arbeitsschutzanordnungen gemäß § 6 Abs. 4 
werden Sonderregelungen auf Antrag des Betriebs­
leiters vom Leiter der Zentraliespektion der Techni­
schen Überwachung getroffen. Werden Belange des 
Brandschutzes berührt, so ist die Zustimmung des Mini­
steriums des Innern, Hauptabteilung Feuerwehr, erfor­
derlich. Der Leiter der Zentralinspektion der Techni­
schen Überwachung kann den Leitern der regionalen 
Inspektionen der Technischen Überwachung das Recht 
zum Erlaß von Sonderregelungen übertragen. Werden 
Belange des Brandschutzes berührt, so ist in diesen 
Fällen die Zustimmung der zuständigen zentralen 
Brandschutzorgane erforderlich. In Bereichen mit eige­
nen Organen der Technischen Überwachung werden 
Sonderregelungen von den Leitern dieser Organe ge­
troffen.

(5) Sonderregelungen haben auf den Anspruch des 
Werktätigen auf Ersatz des ihm durch Arbeitsunfall 
oder Berufskrankheit entstandenen Schadens gemäß 
§ 98 des Gesetzbuches der Arbeit keinen Einfluß.


